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Liebe Leserinnen und Leser! 

 

„Die Kommunen sind das Rückgrat der Gesellschaft“. Ein Bild, das Stabilität und doch gleichzeitig 

ein Szenario beschwört, was passiert, wenn diese sensible Stelle verletzt würde. Wird diese 

These auch noch in rund zehn Jahren Gültigkeit haben? Auf unserem dritten Symposium in Ber-

lin, das wir in Kooperation mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund unter die Überschrift 

„Kommunen der Zukunft“ gesetzt haben, ist dieses „Bild“ von allen Akteuren variantenreich the-

matisiert, beschrieben und untermauert worden.  

Den Faktencheck für die Diskussion lieferte die Bertelsmann Stiftung vorab. Die Fragen dazu 

wurden im Vorfeld mit der komba gewerkschaft erstellt. Sie hatte eine Umfrage in Auftrag gege-

ben, die belastbare Aussagen auf die Frage präsentierte, wie die Kommunen ihre Zukunft sehen 

und managen wollen. Demographie, Integration und Bildung, ÖPNV, Umweltschutz, Infrastruktur, 

Sicherheit und Ordnung … um nur einige Stichworte zu nennen, ergaben Aspekte von Zukunfts-

szenarien, die sich in jeder Kommune zu einem anderen Bild zusammensetzen lassen. 

Deutschland zählt mehr als 11000 Kommunen. Aber schon in den wenigen Wortbeiträgen in Ber-

lin wurde deutlich, wie höchst unterschiedlich sich die Herausforderungen trotz gemeinsamer 

Probleme in jeder einzelnen Gemeinde oder Großstadt darstellen. Dennoch ein Ergebnis dieses 

Symposiums bleibt allen Beteiligten als Gewissheit: Das Thema „Kommunalfinanzen“ behauptete 

sich unangefochten an der Spitze, unabhängig davon, in welchem Tempo und in welche Richtung 

sich die Kommunen entwickeln werden. 

Die vorliegende Broschüre fasst die wichtigsten Ergebnisse der Vorträge, Arbeitskreise und Dis-

kussionsrunden zusammen.  

 

Wir wünschen Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ulrich Silberbach     Dr. Kirsten Witte 

Bundesvorsitzender der komba gewerkschaft Leiterin Programm LebensWerte Kommune 

der Bertelsmann Stiftung 
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1 Impressionen 
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2 Einleitung: Der Stellenwert der Kommunen wird wachsen 

 

Über die Zukunft zu sprechen, setzt Phantasien frei und bietet ausreichend Gelegenheit, gleich-

ermaßen die Chancen wie die Risiken zu benennen. Zukunft lässt sich aufhellend optimistisch 

darstellen wie düster beschreiben, je nach Standpunkt des Betrachters.  
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Die Bertelsmann Stiftung hat gemeinsam mit der komba gewerkschaft und in Kooperation mit 

dem Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) die kommunale Zukunft zum Thema ge-

macht. Das dritte gemeinsame Symposium, 2013 unter dem Titel „Kommunen der Zukunft“, 

wagte Perspektiven bis ins Jahr 2030. Die Themenvielfalt der Gegenwart im Klangspektrum düs-

terer Kommunalfinanzen bis hin zur aufhellend optimistischer gesehenen Bürgerbeteiligung blieb 

auf diesem Weg stets präsent. Rund 100 Führungskräfte und Vertreter aus dem öffentlichen 

Dienst kamen zum Gedankenaustausch Anfang November ins Berliner dbb forum.  

 

 
 

Die Referenten Dr. Annette Fugmann-Heesing (Staatsministerin und Senatorin a.D.), Dr. Gerd 

Landsberg (Geschäftsführendes Präsidialmitglied des DStGB) sowie Dr. Eva Lohse (Vizepräsi-

dentin des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeisterin der Stadt Ludwigshafen am Rhein) 

waren der festen Überzeugung, dass der Stellenwert der Kommunen für das Leben der Men-

schen zukünftig an Bedeutung gewinnen werde. Wichtigstes Ziel sei deshalb, so die drei Spitzen 

aus der Kommunalpolitik übereinstimmend, die Handlungsfähigkeit der kommunalen Körper-

schaften auf ein sicheres Fundament zu stellen. 
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Lebenswerte Kommunen seien nur mit einer ausreichend guten finanziellen Ausstattung und 

nachhaltigen Strategien handlungsfähig für die Herausforderungen der Zukunft, eröffnete Ulrich 

Silberbach, Bundesvorsitzender der komba gewerkschaft und stellvertretender Bundesvorsitzen-

der des deutschen beamtenbundes und tarifunion (dbb) das Symposium. Silberbach mahnte in 

Richtung CDU/CSU und SPD sich auch während der noch laufenden Koalitionsgespräche daran 

zu erinnern, dass sie sich für „lebenswerte und starke Kommunen“ ausgesprochen hätten. „Wir 

dürfen uns von den sich abzeichnenden Entwicklungen in der Altersstruktur unserer Gesellschaft 

nicht ins Bockshorn jagen lassen, sondern müssen den demographischen Wandel als Innovati-

onsprozess begreifen, der uns zahlreiche neue Chancen und Potenziale bietet“, bestärkte der 

komba-Vorsitzende das Auditorium optimistisch in die Zukunft zu blicken. „Jetzt können mit einer 

Umstrukturierung althergebrachter Formen die Stellschrauben für die Kommunen 2030 gestellt 

werden“, sagte Silberbach, „dazu zwingen uns regelrecht der demographische Wandel wie auch 

die Globalisierung“. 

 

Dass „die Kommunen das Rückgrat der Gesellschaft“ sind, bestätigte auch Dr. Kirsten Witte, 

Leiterin Programm LebensWerte Kommune der Bertelsmann Stiftung, in ihrer Eröffnungsanspra-

che. Dr. Witte sah davon ab, die aktuell laufenden Koalitionsverhandlungen zu kommentieren und 

verwies auf das Selbstverständnis der Bertelsmann Stiftung, die wissenschaftlichen Grundlagen 

für die Diskussionen zu liefern. Der Fokus der Stiftung auf das kommunale Geschehen habe sich 

im Laufe der Jahren verschoben, weg von den Themen Verwaltungsreform und Optimierungs-

prozesse hin zu Pflegeprognosen, Finanz- und Schuldenreports. „Themen, die heute Verwaltung 
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und Räte maßgeblich beschäftigen“, erklärte die Programmleiterin. Denn auch die Leitbilder der 

Kommunen müssten neu definiert werden, und zwar in dem Sinne, „dass Kommunen nicht überall 

zuständig, aber verantwortlich sein müssen“. In Belangen des Alltags seien immer die Kommunen 

die Ansprechpartner für die Bürger, die in ihren Anliegen nicht nach Landes- oder Bundeszustän-

digkeit unterscheiden würden. Aus diesem Grunde müssten sich Verwaltung und Räte für das 

Thema „Bürgerbeteiligung“ öffnen. 

 

Die Grundlagen für die Diskussion im dbb forum lieferte die Bertelsmann Stiftung auch in diesem 

Jahr bereits im Vorfeld. Sie hatte Prof. Dr. Dr. Helmut Schneider von der Steinbeis-Hochschule 

in Berlin (Lehrstuhl für Marketing und Dialogmarketing) mit einer Umfrage beauftragt. Schneider 

hatte daraufhin im September dieses Jahres bundesweit 1.288 Hauptverwaltungsbeamte (46, 8 

Prozent), Fraktionsvorsitzende (27,8) und Personalräte (25,4) aus rund 800 Kommunen mit mehr 

als 5.000 Einwohnern per Online-Verfahren befragen lassen. „Wie sehen Kommunen ihre Zu-

kunft?“ lautete die allumfassende Fragestellung mit der Aussicht ins Jahr 2020. Die Frage nach 

den „Herausforderungen“ verlängerte die Perspektive bis ins Jahr 2030. Dass die Kommunen aus 

heutiger Sicht die Finanzen mit jeweils gut über 80 Prozent an erster Stelle sehen, überraschte 

nicht. Dass das Thema „Integration“ aber beispielsweise unter die Durchschnittsmarke rutschte, 

löste bei den Referentinnen Dr. Annette Fugmann-Heesing und Dr. Eva Lohse überraschte Nach-

denklichkeit aus. Oliver Haubner, Senior Projekt Manager Programm LebensWerte Kommune 

der Bertelsmann Stiftung und Moderator des Symposiums, sollte noch mehrfach an diesem Tag 

feststellen, dass sich speziell dieses Umfrageergebnis „wie ein roter Faden“ durch den Tagungs-

ablauf ziehe. 
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3 „Zukunft der Kommunen“ 

3.1  Die alten Themen werden die neuen bleiben:  

Prof. Dr. Dr. Helmut Schneider zu den Ergebnissen der Umfrage:  

„Wie sehen die Kommunen ihre Zukunft?“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Umfragen in dieser Größenordnung seien zwar nicht repräsentativ, aber belastbar, stellte Prof. 

Helmut Schneider gleich zu Beginn klar. Die 1.288 Interviewpartner aus den rund 800 Kommunen 

ab 5000 Einwohnern ergaben laut Statistik das folgende Bild: Mehr als 80 Prozent der Teilnehmer 

sind männlich, der Altersdurchschnitt liegt bei 52 Jahren. Ein weiteres Spezifikum, das Schneider 

bereits zu Beginn ansprach, ist, dass Nordrhein-Westfalen mit über 40 Prozent der Kommunen 

deutlich überrepräsentiert ist, während die Bundesländer Bayern (8,2 Prozent), Hessen (6,7) und 

Baden-Württemberg (12,9) unterrepräsentiert sind. Eine mögliche Erklärung für dieses Ergebnis 

sah Schneider in der Größenordnung der Städte. 

 

Mit über 43 Prozent bilden die Städte zwischen 20.000 und 100.000 Einwohnern die größte 

Gruppe in der Befragung, gefolgt von den Kommunen zwischen 10.000 und 20.000 Einwohnern 

(20,2), Gemeinden bis 10.000 (18,7) und den Großstädten von über 100.000 Einwohnern (17,8). 

Nordrhein-Westfalen zählt zwar insgesamt nur 396 Städte, ist aber mehrheitlich durch große 

Städte geprägt. Die kleinste Gemeinde hat knapp über 4000 Einwohner. 
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Zum Inhalt der Online-Erhebung. „Die Umfrage geschieht aus unterschiedlichen Perspektiven“, 

berichtete Schneider. Es wurden insgesamt die folgenden sechs Bereiche abgefragt: 

 

 Zukünftige Wichtigkeit und Herausforderungen in 18 Betätigungsfeldern kommunaler Da-

seinsvorsorge 

 Eignung unterschiedlicher Handlungsstrategien für diese Betätigungsfelder 

 Möglichkeiten einer ausreichenden Finanzierung 

 Bewertung des Ausbildungssystems im öffentlichen Sektor 

 Motivationstreiber der Beschäftigten im kommunalen Bereich 

 Erschwernisse der Ratsarbeit. 

 

Die Ergebnisse im Einzelnen: Auf die Frage nach der Wichtigkeit der vorgegebenen Betätigungs-

felder im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge in 2020 wurden an erster Stelle die 

Kommunalfinanzen, altersgerechtes Leben, Kinder und Familie, Schule, Bürgerservice sowie Si-

cherheit und Ordnung genannt. „Unterdurchschnittlich wichtig“ schnitten die Themen Entsorgung, 

Umweltschutz, Integration, Wohnraum, Sport und Kultur ab. Im Mittelfeld als „durchschnittlich 

wichtig“ eingestuft, landeten die Betätigungsfelder ÖPNV, Energie, Verkehrsinfrastruktur, Stadt-

entwicklung, Wirtschaftsförderung und soziale Leistungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nachgefragt, wie die Herausforderungen in den genannten Betätigungsfeldern im Jahr 2030 ein-

zuschätzen seien, blieben die Kommunalfinanzen mit über 80 Prozent on Top. Als signifikant 

herausfordernd schafften es die Themen aus dem Mittelfeld ÖPNV, soziale Leistungen und Ver-

kehrsinfrastruktur in den ersten Sektor. Bürgerservice und Integration sowie Kultur und Sport 

verblieben in der Rubrik „unterdurchschnittlich herausfordernd“ auf den letzten Plätzen. 
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Nun zu den signifikanten Unterschieden, „die den NRW-Teilnehmern besonders viel Spaß ma-

chen werden“, wie Prof. Schneider bemerkte. Während die Themen ÖPNV und 

Verkehrsinfrastruktur es nicht auf die Liste „besonders herausfordernd“ der nordrhein-westfäli-

schen Städte schafften, waren diese Felder für den „Rest“ - unter dem Begriff verbuchte 

Schneider alle anderen Städte aus dem Bundesgebiet auf der Statistik - Topthemen. Dafür rück-

ten in NRW die Punkte Sicherheit und Ordnung mehr nach vorn, die wiederum für den Rest kein 

besonderes Thema darstellten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu den Lösungsansätzen: Das Team um Prof. Schneider bot den Befragten drei Möglichkeiten 

an, die genannten TOP-Zukunftsthemen unter den folgenden Handlungsansätzen in den Griff zu 

bekommen:  

 

 Interkommunale Zusammenarbeit 

 Aufgabenübertragung auf Bund/Land 

 Bürgerbeteiligung. 

 
„Bei den Kommunen gibt es keine signifikante Alternative auf Übertragung der Handlungsoptio-

nen auf eine andere Ebene“, erklärte Schneider. Alle gebotenen Alternativen bewegten sich auf 

einer Werteskala von eins bis sieben in den Mittelwerten zwischen 3,7 und 4,9. Bezüglich der 

NRW-Kommunen blieb allerdings deutlich erkennbar, dass die interkommunale Kooperation als 

künftige Handlungsoption keinen hohen Stellenwert genießt, dagegen die Alternative Bund und 

Land stärker in die Pflicht zu nehmen, deutlich geeigneter bewertet wurde. Die übrigen Städte 

der Republik sahen das genau umgekehrt. 

 

 



 
Symposium 

Kommunen der Zukunft I  Seite 14 
 

 

Konkret gefragt, „Inwieweit eignen sich die folgenden Maßnahmen, um Kommunen ausreichend 

zu finanzieren?“, ergaben die Antworten ein anderes Bild. Hier gab es nach Schneider „einen 

klaren Favoriten“ und der hieß: „Wir brauchen höhere Zuweisungen von Bund und Land“. Hilfen 

beim Schuldenabbau und eine Aufgabenkritik, diese Alternativen sahen die Mehrheit der Befrag-

ten auch noch als Tophandlungsoption, um eine ausreichende Kommunalfinanzierung zu 

erzielen. Auch in dieser Fragestellung würde Nordrhein-Westfalen andere Wege einschlagen: In 

NRW wurden höhere Steuereinnahmen und Personalabbau als „signifikant schlechter geeignet“ 

eingestuft als es der Rest tat, der hier „signifikant besser geeignete“ Handlungsoptionen erkannte. 

 

„Wenn wir über Zukunft reden, sprechen wir über Veränderungen“, sagte Schneider und wandte 

sich mit diesen Worten der Ausbildung im öffentlichen Sektor zu. Für ihn zeige die Statistik ein 

„ambivalentes Bild“ unter der Überschrift: „Es gibt etwas zu besprechen“. Denn die Antworten 

teilten sich nahezu spiegelbildlich auf der Bewertungsskala von „sehr schlecht geeignet“ (2,8 Pro-

zent) und „sehr gut geeignet“ (3,3). Auch im Mittelfeld der Bewertung (der Mittelwert entspricht 

4,3 auf einer Skala von eins bis sieben) hielten sich die Gruppen noch ungefähr die Waage. Im 

Gesamtergebnis bewertete allerdings eine Mehrheit von 52,2 Prozent den Ausbildungssektor im 

öffentlichen Dienst als weniger positiv, darunter knapp elf Prozent, die den Ausschlag an der 

unteren Skala (zwischen eins = sehr schlecht und zwei) setzten. 

 

Was motiviert die Beschäftigten im kommunalen Sektor hier dennoch ihren Arbeitsplatz zu su-

chen? „Wertschätzung“ und „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ standen ganz oben auf der 

Liste, während die „Bezahlung“ das Schlusslicht hielt. Die Beweggründe „Arbeitsplatzsicherheit“ 

und „Aufstiegschancen“ belegten das Mittelfeld. 

 

Auf die Frage, was die Ratsarbeit so schwer mache, waren deutlich die „zentralen Engpässe“ 

erkennbar: Zeit und Geld. 
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„Ich komme auf die Zielgerade und schaue, ob wir denselben Film gesehen haben.“ Prof. Helmut 

Schneider fasste wie folgt zusammen: Kommunalfinanzen, altersgerechtes Leben, Kinder-, Ju-

gend-, Familienhilfe und Schulträgeraufgaben seien die wichtigsten und gleichzeitig 

herausforderndsten kommunalen Handlungsfelder der Zukunft. Die zentrale Lösungsstrategie in 

diesen Handlungsfeldern sei aus Sicht der Befragten die interkommunale Kooperation. Im Be-

reich altersgerechtes Leben werde ein stärkerer Einbezug der Bürger gesehen. Höhere 

Zuweisungen von Bund und Land würden als zentrales Element für eine ausreichende Kommu-

nalfinanzierung gefordert. Wertschätzung und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie seien aus 

Sicht der Befragten zentrale Motivationstreiber der im kommunalen Bereich Beschäftigten. Zent-

rale Erschwernis für die Arbeit im Rat sei der damit verbundene hohe Zeitbedarf. 

 

Allerdings, so betonte Schneider abschließend noch einmal: „NRW ist ein bisschen anders“. In 

44,4 Prozent aller in der Untersuchung enthaltenen Variablen hätten sich signifikante Unter-

schiede zum „Rest“ der Stichprobe feststellen lassen. „Woran es liegt“, darüber dürfe spekuliert 

werden, ermunterte Schneider sein Publikum darüber nachzudenken. 

 

 

3.2  Mut zur Differenzierung zeigen!                                                  

Dr. Annette Fugmann-Heesing: „Wo stehen die Kommunen im Jahr 

2030?“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Atomausstieg nach Fukushima oder die Finanz- und Eurokrise – wer hätte diese Entwicklung 

im Jahr 1995 oder 1996 prognostizieren wollen oder können? „2030 – also in 17 Jahren kann die 
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Welt ganz anders aussehen, als wir uns das heute denken“, Dr. Annette Fugmann-Heesing 

machte gleich zu Beginn ihres Vortrags diese gewisse Einschränkung zur Prognostizierbarkeit 

einer zeitlichen Perspektive von annähernd 20 Jahren. Sie besitze keine hellseherischen Fähig-

keiten. Da eine Prognose Unsicherheiten berge, wäre ihr die Fragestellung im Konjunktiv 

sympathischer gewesen, „Wo sollten die Kommunen 2030 stehen?“. Zu der vorgegebenen Zeit-

schiene käme ein weiterer Aspekt hinzu, die Unterschiedlichkeit der Städte und Gemeinden sei 

zu berücksichtigen. „Wir wissen alle, dass die Kommunen sich durchaus nicht einheitlich entwi-

ckeln und es trotz gemeinsamer Probleme auch höchst unterschiedliche Herausforderungen 

gibt“, so Dr. Fugmann-Heesing. 

 

„Ich bin der Überzeugung, dass die Bedeutung von den Kommunen für die Bürger wächst“, gab 

sich die ehemalige Spitzenpolitikerin gleich zu Beginn optimistisch. Die regionale und kommunale 

Identität werde im Gegensatz zum Bund und zu Europa wachsen. Sie begründete ihre Ausfüh-

rungen mit der Tatsache, dass die Menschen in der Stadt ihr unmittelbares und überschaubares 

Umfeld erlebten, während die Komplexität der Entscheidungen auf nationaler wie europäischer 

Ebene zunehmend unüberschaubarer würden. „Deshalb ist es so wichtig, dass Kommunen le-

bens- und handlungsfähig bleiben.“ Als Megatrends identifizierte die ehemalige Finanzsenatorin 

die Themen Finanzen, Demographie, Integration und Bildung. 

 

Die aktuelle Finanzsituation, sagte Dr. Fugmann-Heesing, biete den Kommunen keineswegs ein 

sicheres Fundament für ihre Handlungsfähigkeit. Der überproportionale Anstieg der sozialen 

Leistungen sei nicht gebremst worden und die Kassenkredite „bedeuten perspektivisch im Hin-

blick auf die Zinsentwicklung ein nicht zu kalkulierendes Risiko“. 

 

Stichwort Demographie. Auch hier sah die ehemalige Spitzenpolitikerin Nachholbedarf. Die Kom-

munen seien für die neuen Aufgaben einer schrumpfenden und alternden Gesellschaft nicht 

gerüstet. In 40 Jahren werde sich die Geburtenzahl halbiert haben. In dieser Entwicklung, die den 

Abbau von Schulen und Jugendeinrichtungen beinhalte und den Aufbau von Einrichtungen für 

ein „altersgerechtes Leben“, stecke viel politischer Sprengstoff, koste Geld und erfordere Ideen. 

Da diese Entwicklung nicht in allen Kommunen gleich verlaufe, werde sich der Unterschied zwi-

schen wirtschaftlich starken und schwachen, schrumpfenden und wachsenden Regionen 

verstärken. Attraktive Städte werden die Menschen anziehen und demographisch stabil bleiben. 

Weniger attraktive Regionen, und dazu zählte Dr. Fugmann-Heesing auch den ländlichen Raum, 

würden überproportional verlieren. „Der interkommunale Wettbewerb wird härter.“ 

 

Auch das Angebot qualifizierter Arbeitskräfte werde knapp – bundesweit. Deshalb werde es für 

die Verwaltung umso schwieriger „gute Kräfte zu gewinnen“. Dr. Fugmann-Heesing sah an dieser 

Stelle die Themen „Migration und Integration“ als bestimmende Zukunftsfragen, die beantwortet 

werden müssten. Wenn heute knapp 20 Prozent der Bevölkerung einen Migrationshintergrund 

hätten, werde dieser Anteil noch deutlich steigen. In Nordrhein-Westfalen, Hessen und Baden-

Württemberg liege der Anteil bei Kindern unter 14 Jahren 2013 schon bei gut über 40 Prozent. 

 

Als Konsequenz aus dieser heute klar absehbaren Entwicklung zog Dr. Fugmann-Heesing die 

Forderung „wir brauchen Zuwanderung“ und „die Kommunen müssen den Prozess der Integra-

tion aktiv mitgestalten“. „Die Anforderungen ändern sich und es wäre sträflich, sich nicht darauf 

einzustellen“, animierte die ehemalige Senatorin zum Handeln. 
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Es habe sie deshalb gewundert, dass das Thema Integration bei der Online-Umfrage von Schnei-

der ganz nach hinten gerutscht sei. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zwei weitere Herausforderungen, die in der Zukunft eine Rolle spielen werden, waren nach Dr. 

Fugmann-Heesing die Ökologie/Ressourcenschonung und die Bürgerbeteiligung. Die Kommu-

nen seien gefordert, den Energieverbrauch in ihrem eigenen Immobilienbestand zu verringern. 

Ebenso gelte es, in den ÖPNV zu investieren, um den Individualverkehr zu reduzieren. Auch 

wenn es das Leben der Verwaltung und Kommunalpolitik nicht immer einfacher mache, aber das 

Bedürfnis der Bevölkerung nach aktiver Teilhabe am politischen Prozess wachse. 

 

Der Blick in die Zukunft klang dann wenig optimistisch, als Dr. Fugmann-Heesing klar feststellte, 

„dass wir für diese Veränderungen überhaupt nicht gerüstet sind“. 

 

Warum nicht? Schrumpfende Städte verfügten über geringere Einnahmen. Deshalb, so Dr. Fug-

mann-Heesing, müssten die Finanzierungssysteme überarbeitet werden, indem die 

Gewerbesteuer stabilisiert und die Grundsteuer endlich novelliert werde. Zum Thema Finanzaus-

gleich sagte Dr. Fugmann-Heesing ganz deutlich: „Die Forderungen an Bund und Länder sind 

immer leicht formuliert, aber die Anpassung der Finanzausgleichssysteme birgt interkommunalen 

Sprengstoff“. Die Kommunen sollten sich diesem Konflikt stellen. Den Weg, einen Altschuldentil-

gungsfonds zu gründen, biete auch keine reale Lösung, da die Länderhaushalte nur begrenzte 

Spielräume böten. Die Kommunen sollten vielmehr in der „unmittelbaren Finanzierung“ entlastet 

werden. Die Forderung nach einer Reform der Eingliederungshilfe sei deshalb berechtigt. „Ange-

sichts der Zukunftsaufgaben halte ich aber vor allem eine Beteiligung von Bund und Ländern an 

den Kosten der Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur für Investition und Betrieb erforderlich“, 
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sagte Dr. Fugmann-Heesing. Sie erachtete die dafür notwendige Grundgesetzänderung in einer 

großen Koalition für möglich. 

Als Lösungsvorschläge, wie in der Zukunft verfahren werden könnte, gab Dr. Fugmann-Heesing 

die folgenden Anregungen: Man müsse sich von der Vorstellung verabschieden, dass alle Dienst-

leistungen und Infrastruktureinrichtungen überall mit gleichen Standards angeboten werden 

könnten. Das bürgerschaftliche Engagement gelte es zu fördern. Weitere Kommunalgebietsre-

formen würden kommen. „Vor allem dürfen wir uns in unseren Erwartungen nicht von Illusionen 

leiten lassen“, sagte die erfahrene Finanzpolitikerin, denn die finanziellen Ressourcen seien nun 

einmal begrenzt und an der Steuerschraube dürfe nur in Maßen gedreht werden. 

 

Die eigentliche Herausforderung besteht nach Dr. Fugmann-Heesing darin, die politische Diskus-

sion zu führen und zwar in der Frage, „wie wir die im Grundgesetz verankerte Gleichwertigkeit 

der Lebensverhältnisse verstehen“. Deshalb sei der Mut zur Differenzierung die zentrale Aufgabe. 

 

Die ehemalige hessische Finanzministerin und Berliner Finanzsenatorin a.D. beendete ihren Vor-

trag mit einer dialektischen Aussage: „Die politischen Weichenstellungen heute müssen die 

Entwicklung bis 2030 schon im Blick haben. Wenn wir gut sind, stehen unsere Kommunen in  

17 Jahren auf einem stabilen Fundament und haben ihre Infrastruktur den Erfordernissen ange-

passt. Wenn wir die Weichen nicht rechtzeitig stellen, führen wir 2030 noch immer die 

Diskussionen von heute“.   

 

 

 

3.3  „Kooperation“ - ein Begriff mit Zukunftsmusik                        

Dr. Gerd Landsberg: „Wo stehen die Kommunen im Jahr 2030?“ 
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Es komme nicht darauf an, woher der Wind wehe, sondern wie man die Segel setze. Mit diesem 

sprichwörtlichen Bild aus der maritimen Welt eröffnete der Geschäftsführer des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes (DStGB), Dr. Gerd Landsberg, seinen Vortrag. Nach seiner Be-

obachtung setzten allerdings zu wenige Menschen überhaupt ein Segel. 

 

Wenn keiner die Segel setzt, dreht man sich im Kreis, kommt keine Seemeile voran und vom 

Kurs ab, könnte man das Bild von Dr. Landsberg weiter ausmalen. Der wandte seinen Blick in die 

Zukunft erst einmal zurück mit der Frage, wer sich Anfang des Jahrtausends überhaupt in dem 

Maße für Strom und dessen Produktion interessiert habe. Gleichzeitig meinte Dr. Landsberg eine 

Renaissance im gesellschaftlichen Leben im Sinne einer Rückbesinnung auf die Familie beo-

bachtet zu haben.  

 

Im Gegensatz zur Umfrageerhebung Schneiders und ganz im Sinne seiner Vorrednerin Dr. Fug-

mann-Heesing rückte auch der DStGB-Geschäftsführer die Themen Integration und Bildung in 

den Vordergrund. Denn, „ob wir in Zukunft weiter im Wohlstand leben, hängt davon ab, was wir 

an Bildung vorhalten“. Dr. Landsberg plädierte deshalb für eine Kompetenzerweiterung der Kom-

munen im Bereich der Bildung, denn hier vor Ort in den Kommunen finde die Bildung statt. In 

diesem Sinne müsse auch über „Äußeres“ und „Inneres“ in puncto Schulbildung gesprochen wer-

den, und zwar in die Richtung, ob die bislang praktizierte Trennung der Zuständigkeiten nicht 

aufgehoben werden sollte. Gemeint waren die Zuständigkeiten der Kommunen für die Schulge-

bäude (außen) und die Landeshoheit über das Personal (innen). 

 

Das Thema Wirtschaft verknüpfte Dr. Landsberg in einem Atemzug mit dem Begriff der Energie-

wende. Um die Dramatik deutlich zu machen, verglich er die momentane Energieproduktion in 

Deutschland mit einer „Operation am offenen Herzen“. Das Ausland schaue zu und frage: „Wer-

den die Deutschen das wohl hinbekommen?“. Wir werden das hinbekommen, bestätigte  

Dr. Landsberg. Die Bedeutung der Kommunalwirtschaft werde steigen. „Wir“, und damit meinte 

Dr. Landsberg die Kommunen, „werden mächtiger“.  

 

Auch die Finanzstrukturen würden nicht in der momentanen Form Bestand haben. „Ich glaube, 

dass wir eine Reform der Grundsteuer brauchen“, setzte sich Dr. Landsberg mit seiner Vorred-

nerin Dr. Annette Fugmann-Heesing ins Einvernehmen. „Welches Modell auch immer“, ließ er die 

exakte Antwort auf die Form offen. Denn, auch hier zeigte Dr. Landsberg Einigkeit mit Dr. Fug-

mann-Heesing und der später nach ihm sprechenden Vizepräsidentin des Deutschen 

Städtetages, Dr. Eva Lohse. Das zukünftige Modell müsse auch nicht für jede Kommune gleich 

sein. Für Dr. Landsberg stand ebenso die Beantwortung der Grundfrage nach der „Einheitlichkeit 

der Lebensverhältnisse“ gemäß Grundgesetz (Artikel 72, Abs. 2) oben auf der Liste zukünftiger 

Handlungsfelder. „Gleichwertige“ bedeuteten nicht zwangsläufig „gleichartige“ Lebensverhält-

nisse.  

 

Eher solle nach einem Mindeststandard gefragt und dieser festgelegt werden. Als Beispiele er-

wähnte Dr. Landsberg, München, Hamburg oder den ländlichen Raum, Kommunen und 

Regionen, die unterschiedlicher nicht sein könnten. Um an jedem dieser Orte beispielsweise nur 

die ärztliche Versorgung sicher zu stellen, müsse die auch so ausgelegt sein, dass die Kommu-

nen sie finanzieren können. Ebenso müsse es in der vertikalen Finanzverteilung Bund-Land-

Kommune Veränderungen geben. „Drei Länder zahlen, 13 kassieren“, stellte Dr. Landsberg fest 

und folgerte, schon aus diesem Zahlenverhältnis gehe hervor, dass dieser Weg der Verteilung 

keinen Bestandsschutz haben könne. 
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Veränderungen innerhalb der Verwaltung beschrieb Dr. Landsberg mit der Forderung: „Wir brau-

chen die kooperative Verwaltung von Morgen“. Warum hier eine Notwendigkeit besteht, machte 

Dr. Landsberg an wenigen Beispielen deutlich. Stichwort Berlin. Es gäbe kaum noch Großpro-

jekte, die vernünftig abgewickelt werden könnten. Was in Berlin der Flughafen, sei in Bonn das 

WCCB (World Conference Center Bonn). Die Pleite mit dem einstigen Großinvestor SMI Hyundai 

werde dem Kämmerer der Ex-Bundeshauptstadt noch lange in Erinnerung bleiben. Momentan 

wird die WCCB-Eröffnung für 2015 geplant. „Nicht jede Stadt muss Großprojekte neu denken“, 

lautete die Antwort des DStGB-Geschäftsführers, der kommunale Kompetenzzentren als mögli-

che Lösung ansprach. Wenn kein Kompetenzzentrum, dann doch wenigstens 

Kooperationsmodelle. 

Potenzial in dieser Richtung entdeckte Dr. Landsberg beispielsweise in den Zulassungsbehör-

den. Es gebe bundesweit etwa 350 kommunale Zulassungsstellen. Warum sollte man hier nicht 

über eine Zusammenarbeit nachdenken? Das Thema Kooperation verstand Dr. Landsberg dabei 

nicht einseitig interkommunal, sondern sprach auch die Möglichkeiten an, mit den Bürgern künftig 

aktiver zusammenzuarbeiten. Ein Beispiel aus dem Familienalltag. Warum nicht den „Superaben-

teuerspielplatz“ in Kooperation mit den Eltern planen und umsetzen. Hier gelte es neue rechtliche 

Modelle zu erproben, wie den öffentlich-rechtlichen Bürgervertrag. „Wir nutzen auch zu wenig, 

dass die Rentner gerne aktive bleiben wollen“, erinnerte Dr. Landsberg an ein weiteres Potenzial 

bürgerschaftlichen Engagements, dessen sich die Kommunen in Zukunft stärker bewusst werden 

sollten. 

 

Um diese Projekte zum Erfolg zu führen, bedürfe es der Kommunikation. Mit Blick auf die Ver-

waltung wünschte sich der Geschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, dass 

die juristische Ausbildung der zentralen Verwaltung auch die Kommunikation in Zukunft eindeuti-

ger in den Vordergrund stelle.  
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3.4 In Zukunft „maßgeschneidert“ 

Dr. Eva Lohse: „Zukunft der Kommunen – Fazit und Ausblick“ 

 

Die Vizepräsidentin des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeisterin von Ludwigshafen,  

Dr. Eva Lohse, folgte ihren Vorrednern, in dem sie die besondere Stellung der Städte und Ge-

meinden in der Gesellschaft hervorhob. „Städte stiften Identität und Heimat“, sagte Dr. Lohse und 

betonte den Zusammenhang von wachsender Mobilität der Bürger, die das kommunale Umfeld 

in Wertung und Bedeutung immer wichtiger werden lasse. Deshalb stehe die Identifikation mit 

der Stadt an erster Stelle, weil hier die Menschen deren Leistungsfähigkeit tagtäglich erlebten. 

Die Gesellschaft wandle sich permanent, so dass auch die Kommunen die daraus erwachsenden 

Herausforderungen neu definieren müssten. Diese Herausforderungen sah Dr. Lohse vorrangig 

in den folgenden drei Themen: demographischer Wandel, Energiewende und Klimaschutz sowie 

in der Finanzierbarkeit staatlicher Leistungen. 

 

Die Bewältigung der Energiewende und damit die energetische Daseinsvorsorge, bedauerte  

Dr. Lohse, werde in erster Linie als bundespolitisches Thema wahrgenommen und nicht als kom-

munales. „Dabei ist diese Frage von extrem hoher Bedeutung.“ An dieser Stelle sprach mit 

Nachdruck die Oberbürgermeisterin einer von der chemischen Industrie geprägten Großstadt, so 

dass sie präzisierte, „für die BASF ist diese Frage von existentieller Bedeutung“. Der in Ludwigs-

hafen ansässige Chemieriese verbrauche in demselben Umfang Strom wie das EU-Land 

Dänemark, brachte Dr. Lohse den Vergleich maßstabgerecht in ein Bild. 
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Ähnlich wie zuvor Dr. Gerd Landsberg und Dr. Annette Fugmann-Heesing ging die Vizepräsiden-

tin des Deutschen Städtetages auf die kommunale Finanzsituation ein. Es gebe in der Tat Städte, 

denen es gute gehe und nannte als Beispiel Ingelheim. Dennoch müsse zur Kenntnis genommen 

werden, dass es zunehmend ungleiche Verhältnisse gebe, so dass Kommunen Kassenkredite 

verbuchten, die höher seien als die Investitionsschulden. Dazu bedürfe es noch nicht einmal gro-

ßer Entfernungen. Der Rhein-Neckar-Kreis sei der zweitreichste in Deutschland und in direkter 

räumlicher Nähe befänden sich Körperschaften, „denen es richtig schlecht geht“. Diese Kommu-

nen, so Dr. Lohse, befänden sich schon in der bekannten „Negativspirale“. Bedingt durch 

Strukturwandel und stetig höher zu veranschlagende Sozialausgaben seien die Städte heute 

schon in der Situation angekommen, in der sie keine Förderungen mehr beanspruchen dürften, 

da sie die Kofinanzierung nicht mehr aufbringen könnten. „Von den Zinslasten möchte ich gar 

nicht sprechen“, so Dr. Lohse weiter. Dass sich die Abwärtsbewegung der beschriebenen „Ne-

gativspirale“ durch sinkende Einwohnerzahlen nicht aufhalten lasse, war ein weiterer Aspekt der 

Oberbürgermeisterin.  

 

 

An die zehn Hauptforderungen des Deutschen Städtetages anknüpfend, die der kommunale Spit-

zenverband Mitte September beschlossen und am 1. Oktober den Koalitionären der neuen 

Bundesregierung vorgelegt hatte, unterstrich die Vizepräsidentin die Forderung, dass die Bun-

desländer ihrer Verpflichtung gegenüber den Kommunen nachzukommen hätten. „Die 

Finanzierung muss wieder hergestellt werden“, sagte Dr. Lohse, denn die Länder seien zuständig 

und in der Garantenpflicht. Anderenfalls müsse man über eine Aufgabenreduzierung nachden-

ken. Auch der interkommunale Finanzausgleich müsse neu justiert werden. 
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Darüber hinausgehend werde man sich noch viele Gedanken machen müssen, wenn es darum 

gehe, wie künftig der Bund „bedarfsgerecht“ fördern solle. „Wir brauchen einmal eine Entschul-

dung“, erklärte Dr. Lohse. Die sei notwendig, um eine Gleichstellung zu erreichen. Beispielsweise 

kämen die Kommunen in Baden-Württemberg so gut wie ohne Kassenkredite aus, während alle 

Kommunen in Rheinland-Pfalz nicht ohne diese Kredite den an sie gestellten Anforderungen 

nachkommen könnten. 

 

Dr. Lohse sprach in dem Zusammenhang auch die Forderung der Länder und die Entschließung 

des Bundesrates nach der Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes an. Sie stellte ebenso wie 

ihre Vorredner klar heraus, dass die Eingliederungshilfe eine gesamtstaatliche Aufgabe sei, die 

entsprechend finanziert werden müsse. Im Haushalt der Stadt Ludwigshafen nehme dieser Pos-

ten rund ein Viertel der Ausgaben in Anspruch. 

 

Auch für die Investitionen in die Infrastruktur sei ein Bundesprogramm „unbedingt notwendig“, so 

die Oberbürgermeisterin und Vizepräsidentin. Zugleich machte Dr. Lohse deutlich, dass die Ge-

werbesteuer erhalten bleiben müsse. „Jedes Surrogat würde das Band zwischen Kommunen und 

Wirtschaft zerschneiden“, sagte sie. Die Kommunen an der Einkommensteuer zu beteiligen, 

werde der Situation nicht gerecht. Als Beispiel aus der Stadt Ludwigshafen führte sie an, dass die 

Führungskräfte der ansässigen Unternehmen nicht zwingend auch in dieser Stadt wohnen wür-

den. 

 

Die allgemeine Aussage, dass die Bevölkerung schrumpfe und altere, sehe unter kommunaler 

Betrachtungsweise an jedem Ort anders aus. So habe die einstige rheinland-pfälzische 

Schuhmetropole Pirmasens mit einem starken Rückgang der Einwohner zu kämpfen, während 

Ludwigshafen wachse. Unter diesem Aspekt betrachtete Dr. Lohse nicht nur die Kommunalfinan-

zen, sondern auch das Thema „Fachkräftemangel“. Die Stadt Ludwigshafen erarbeite zurzeit ein 

Personalbewirtschaftungskonzept, um für die Zeit des großen personellen Aderlasses in den 

kommenden zehn Jahren vorbereitet zu sein. Heute sei es schon schwierig, Fachpersonal für die 

Leitungsfunktion im öffentlichen Sektor zu rekrutieren. Als Beispiel nannte sie die Ausschreibung 

einer Führungsposition im Tiefbau, die aus Mangel an geeigneten Bewerbern über ein Jahr lang 

nicht besetzt werden konnte. 

 

Auf diesem Weg sprach Dr. Lohse abermals die Finanzfrage an. „Wir brauchen maßgeschnei-

derte Lösungen“. Es müsse differenziert werden nach den Bedürfnissen arm, reich, wachsend, 

schrumpfend. 

 

Abschießend kam Dr. Lohse auf das Thema Bürgerbeteiligung zu sprechen. Zum Stichwort Leit-

bild und Image einer Stadt sagte die Oberbürgermeisterin allgemein, dass es zunehmend 

wichtiger werde, das Bild, das die Entscheider von ihrer Stadt hätten, auch an die Bürger zu 

vermitteln, um Identität zu stiften. „Wir müssen unsere Ideen erklären“, sagte Dr. Lohse, „und die 

Partizipation vor Ort sicherstellen. Das sei auch eine Frage der städtischen Kultur. Sie zeigte sich 

enttäuscht, dass in der zu Beginn des Symposiums vorgestellten Befragung von Prof. Schneider 

der Aufgabenbereich „Kultur“ so weit hinten gelandet sei. Die Kulturarbeit als freiwillige Aufgabe 

der Kommunen bleibe in ihrer Wahrnehmung ein nicht zu vernachlässigender weicher Faktor. 
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4 Podiumsdiskussion zu den Ergebnissen  

der Online-Umfrage mit den Referenten und Referentinnen 

der Veranstaltung 
 

 

 

An der Podiumsdiskussion nahmen teil, Dr. Annette Fugmann-Heesing, Dr. Eva Lohse, der Bür-

germeister der Stadt Bergisch-Gladbach Lutz Urbach, Uwe Sauerland als Vertreter der komba in 

der Funktion als stellvertretender Vorsitzender der komba gewerkschaft nrw und für den Deut-

schen Städte- und Gemeindebund Uwe Lübking, Beigeordneter für Verwaltungsmodernisierung, 

Demographie und Bildung. Die Moderation übernahm Carsten Köppl, Berliner Redaktionsleiter 

des „Behörden Spiegel“. 

 

Der Zeitpunkt der komba-Tagung sei gut gewählt, sagte Köppl, da sie parallel zu den Koalitions-

gesprächen der neuen Bundesregierung stattfände. Er knüpfte an die Umfrageergebnisse von 

Schneider an, um von den Anwesenden zu erfahren, ob diese den Erwartungen entsprochen 

hätten oder überraschende Ergebnisse präsentiert worden seien. 
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„Nein“, erwiderte Uwe Lübking, für ihn stellten die Ergebnisse keine Überraschung dar. Er habe 

sich lediglich darüber gewundert, dass Infrastrukturprogramme nicht weiter oben auf der Skala 

der wichtigsten Punkte gestanden hätten. Ihm zeigten die Werte, dass auf das Thema Demogra-

phie nach wie vor stärker eingegangen werden müsse. Nach seiner Beobachtung hat sich in den 

Kommunen die Erkenntnis durchgesetzt, dass weitere „Systeme, wie beispielsweise die Bürger-

beteiligung“, in Zukunft notwendig würden. „Wenn wir weniger werden, werden familienbezogene 

Leistungen wichtiger“, unterstrich Lübking seine Ausführungen. Hier werde das „Zeitbudget“ 

ebenso wichtig werden wie das Finanzbudget. Deshalb sei die Frage zu beantworten, ob die 

Verteilung der Aufgaben noch die richtige sei. Die Systeme müssten verändert und das Thema 

„Integration“ stärker in den Fokus genommen werden.  

 

Auch für Lutz Urbach, Bürgermeister der nordrhein-westfälischen Stadt Bergisch-Gladbach, barg 

die Umfrage keinen Überraschungseffekt. Aus der Perspektive eines ehemaligen Kämmerers be-

merkte er: „Alles fällt immer wieder auf das finanzielle Thema zurück“. In Bergisch-Gladbach vor 

den Toren der Metropole Köln gebe es beispielsweise, was die Kaufkraft anbelange, keinen 

Grund zur Klage. Die sei hoch. Für die kommunale Verwaltung bedeute dieser Tatbestand gleich-

ermaßen, dass die öffentliche Infrastruktur angepasst werden müsse, um den Standard zu halten. 
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Das Stichwort „Finanzen“ aufgreifend, machte Dr. Eva Lohse die Ungleichung auf, dass eine 

schrumpfende Stadt nicht gleichbedeutend weniger Finanzkraft benötige. Die alternde Stadtbe-

völkerung führe zu spezifischen Anforderungen. Dasselbe gelte für die in die Jahre kommende 

Bausubstanz.  

 

 

„Man kann Stadtentwicklung auch mit dem Abriss alter Bausubstanz betreiben“, sagte Dr. Lohse 

und meinte damit vorrangig Gebäude aus den 50er Jahren. Bevor über Infrastruktur- und Stadt-

entwicklungsmaßnahmen gesprochen werde, „müssen wir uns fragen, was ist die Basis?“. 

Schließlich sei die Gesellschaft insgesamt mobiler geworden. Auf die kommunale Stadtentwick-

lung bezogen, bedeute das „gleichwertige Lebensverhältnisse in der Erreichbarkeit“ herzustellen. 

Am Beispiel der Gesundheitsvorsorge hieße das, nicht in jedem Ort ein (Kreis-) Krankenhaus 

vorzuhalten, sondern eine Grundausstattung, eine Basisversorgung sicher zu stellen. 

 

Für Dr. Annette Fugmann-Heesing blieb das Umfrageergebnis von Schneider nach wie vor über-

raschend. In ihrer Prognose hätte das Thema „Integration“ eine andere Platzierung 

eingenommen. Wirtschaftsförderung, Kultur, Integration in diesen Themen spiegelten sich auch 

die Verteilungskämpfe wider. „Wir brauchen ein Gesamtbild“, erklärte Dr. Fugmann-Heesing, da-

mit geklärt werden könne, wer was in welchem Umfang tun müsse, so dass die Wirtschaft weiter 

auf gesunden Füßen stehen könne.  

„Demographie sei ein weiteres Stichwort“, so Carsten Köppl. „Wie und wo werden die Kommunen 

in Zukunft ihr Personal rekrutieren?“. 
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Der komba-Vertreter Uwe Sauerland hielt perspektivisch ein Ausweichen auf den internationalen 

Personalmarkt nicht für ausgeschlossen. Die Kommunen bräuchten größere Spielräume, gerade 

mit Blick auf die Tarifstruktur für die technischen Berufsfelder. 

Lutz Urbach sah durchaus Chancen für den öffentlichen Dienst. Motivation und flexible Arbeits-

zeitmodelle waren für den Gladbacher Bürgermeister Alleinstellungsmerkmale des öffentlichen 

Sektors, wenn sie entsprechend ausgearbeitet und eingesetzt würden. 

 

Dr. Annette Fugmann-Heesing merkte an, dass auch an diesem Punkt die Förderalismuskom-

mission gefordert sei. Sie beantwortete die Frage mit einer Gegenfrage: „Wollen wir, das die 

finanzstarken Kommunen das Personal aus den finanzschwachen abwerben?“. 

 

Uwe Sauerland fügte ein, dass die Kommunen abermals die nicht strikte Umsetzung des „Kon-

nexitätsprinzips“ auszubaden hätten. 

 

Uwe Lübking stellte fest, dass die Versorgung der älteren Generationen das gesellschaftliche 

Zusammenleben grundsätzlich verändern werde. Es würden vermehrt Leistungen eingekauft 

werden müssen, so dass Menschen mit weniger Rente auch andere Lösungen bräuchten, bei-

spielweise in veränderten Wohnformen. Auch bei den Erziehern und deren Ausbildung 

thematisierte Lübking Veränderungspotenzial. Vielleicht sollten die Länder dem Beispiel Baden-

Württembergs in Anwendung des dualen Weges folgen. In diesem Beruf sei auch nicht die Ge-

haltsstufe das Problem, sondern die Beschäftigungsstruktur mit einer vertraglichen Stundenzahl, 

die in der Regel nur auf 19,2 Stunden basiere. 
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5 Differenzierung des Themenspektrums in den Arbeitskrei-

sen 

5.1 Demographie und Finanzen 

 

Beatrice Dott, Referentin im Programmbereich Finanzen der Kommunalen Gemeinschaftsstelle 

für Verwaltungsmanagement (KGSt) und Carsten Große Starmann, Bertelsmann Stiftung, führten 

die Teilnehmer durch die Diskussion. 

 

Demographie und Finanzen bilden gleich zwei große Zukunftsthemen in inniger Abhängigkeit ab. 

Wie verhalten sie sich zueinander? Beatrice Dott fasste eingangs die wichtigsten Aspekte zusam-

men. Unter der Fragestellung, wie sich die demographische Entwicklung auf die kommunalen 

Finanzen auswirken werde, welche Risiken erkannt würden und wie diesen begegnet werden 

könnte, zeigte Dott unter den Überschriften Folgekosten der Infrastruktur, Kostenremanenz, un-

systematischer Personalabbau und Entwicklung der Versorgungslasten die Problematik auf. Um 

die Risiken zu erkennen, seien in einem ersten Schritt die Datengrundlagen für langfristige Pla-

nungen zu verbessern, beispielsweise durch Szenario-Analysen oder Monitoring-Systeme. Der 

Zeitpunkt zu handeln, sei günstig, da die momentane Wirtschaftslage durch hohe Steuererträge 

und niedrige Kapitalzinsen geprägt sei. „Keine Zukunft vermag wieder gut zu machen, was Du in 

der Gegenwart versäumst“, dieses Zitat Albert Schweizers stellte Beatrice Dott an den Schluss 

ihrer Ausführungen.  

 

Im Forum wurde die Thematik emotional und kontrovers unter den Aspekten Versorgungsbezüge, 

Haushalts-Sanierungskonzepte, Bürgerbeteiligung, Bildungsrendite und Kommunikation disku-

tiert. 
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Der Risikofaktor „Versorgungslasten“ nahm einen breiten Raum in der Diskussion ein. Rücklagen, 

soweit sie gebildet worden sind, seien zum Teil anders verwendet worden. Kommunen, so ein 

weiterer Wortbeitrag, dürften im Rahmen der Konsolidierung nicht genötigt werden, keine Pensi-

onsrückstellungen mehr bilden zu können. Hier wurde Nordrhein-Westfalen als Beispiel genannt. 

In der Diskussion wurde die Ambivalenz deutlich, dass Haushalts-Sanierungskonzepte oftmals 

notwendige Investitionen verkennen würden und ausblendeten, um langfristig Einsparungen zu 

erzielen. 

 

Die Beteiligung und das Engagement der Bürger werden, so die Prognose des Auditoriums, zu-

künftig eine größere Rolle spielen. Engagement benötige Strukturen, um die Potenziale einer 

älter werdenden Gesellschaft nutzbar zu machen. Diese Strukturen müsse die Kommune vorge-

ben, bestätigten unterschiedliche Wortbeiträge in diesem Forum. Die Kommunen müssten auch 

„intellektuell investieren“, um bürgerschaftliches Engagement zu gewinnen. 

 

Müssen die finanziellen Mittel in Zukunft auf die einzelnen Altersgruppen in der Einnahmen- und 

Ausgabenstruktur verschoben werden? Jugend kontra Alter und umgekehrt? Die Zahl der Pfle-

gebedürftigen steige, wurde konstatiert. Andererseits blieben die Menschen im Alter tendenziell 

länger gesund. Hier wurde ein gesellschaftlich nutzbares Potenzial durch die gewonnen Jahre 

gesehen, gleichzeitig aber auch die Problematik, dass sich die Pflegebedürftigkeit ins hohe Alter 

zeitlich nur verlagere. Auch wenn die Kosten des Alterns in hohem Maße von Bund und Ländern 

übernommen würden, liege nach wie vor die Aufgabenbewältigung bei den Kommunen. Die Un-

gleichung von weniger Kinder aber nicht weniger Kosten bleibe den Kommunen erhalten.  

 

Um vorbeugend künftigen Finanzbedarf über verbesserte Ausbildung abzusichern, wurde festge-

stellt, dass zurückgehende Schülerzahlen nicht automatisch zu „Bildungsrenditen“ oder 
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„demographischen Renditen“ führten. Im Gegenteil, abnehmende Bildungsfähigkeit bei gleichzei-

tig höheren Zuwanderungsraten würden die Bildungseinrichtungen vor neue Herausforderungen 

stellen. „Wir brauchen zukünftig ein anderes Herangehen an das Thema Bildung“, wurde im Fo-

rum konstatiert. 

 

Die beste Analyse der eigenen Finanzsituation und Demographie-Prognose nutze wenig, wenn 

die Ergebnisse nicht tief genug in die Verwaltungsebenen kommuniziert würden.  

 

5.2 Organisation in der zukunftsfähigen Kommune 

 

Bürgermeister Lutz Urbach (Kreisstadt Bergisch Gladbach/NRW) und Moderator Günter Tebbe, 

Bertelsmann Stiftung, leiteten die Diskussionen in diesem Arbeitskreis. Im Wesentlichen wurden 

die Fragen erörtert, welche Aufgaben an übergeordnete Behörden übertragen werden könnten, 

welche Probleme in der Verwaltungsorganisation selbständig gelöst werden müssten sowie Fra-

gen der Konfliktbewältigung und perspektivisch, was man künftig anders machen sollte und 

könnte. 

 

„Man kann die Zitrone nicht mehrfach auspressen“, diese Aussage aus dem Plenum zielte auf 

die Fragestellung, ob nicht über die Aufgabenkritik mehr Effizienz- und Effektivitätsreserven ge-

schöpft werden könnten. Die Diskussion wurde ambivalent geführt. Andere Stimmen meinten, 

dass auch jetzt noch Optimierungspotenzial in den Kommunen vorhanden sei. Nicht immer wür-

den beispielsweise Besprechungen zielorientiert geführt. Dieser Aspekt sei sowohl hinsichtlich 

der Anzahl der beteiligten Personen, als auch in Bezug auf die Qualität und Länge einzelner 

Redebeiträge zu verstehen.  
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Darüber hinaus wurde geäußert, dass bei Hauptverwaltungsbeamten festzustellen sei, dass sie 

oft aus Angst vor Konsequenzen bei einer Wiederwahl schon im Vorfeld unliebsamen Entschei-

dungen aus dem Weg gehen würden. 

 

Die teilweise überzogenen Vorstellungen der Bürger hinsichtlich der Straffung der Verwaltung 

wurden als weiteres Hemmnis auf dem Weg zur Organisationsverbesserung dargestellt. Beispiel-

haft wurde der Hausmeisterpool für Schulen genannt. 

 

Ein gutes Berichtswesen, das nicht nur die Finanzkennzahlen beinhalte, sondern auch die Ziele 

und Qualität der Produkte abbilde, wurde mehrheitlich als wichtig für eine Weiterentwicklung der 

Verwaltungsorganisation erachtet. 

 

Von den Aufsichtsbehörden wünschte man sich eine „konstruktivere Sichtweise“. Insbesondere 

bei Kommunen in der Haushaltssicherung würden „wirtschaftliche“ Entscheidungen über den Be-

hördenweg verhindert. 

 

Zusammenfassend wurden die folgenden Aspekte als „Chancen“ für eine Organisationsoptimie-

rung gesehen: 

 

 Interkommunale Zusammenarbeit 

 Einbindung der Bürger in die Aufgabengestaltung und Aufgabenerledigung 

 Stärkere Verantwortungsübernahme der Führungskräfte 

 das Fördern und Fordern sowohl in Richtung Verwaltung als auch mit Blick auf die Bürger 

 Stärkere Unterstützung durch die Kommunalaufsicht. 

 

 

5.3 Zukünftige Herausforderungen an die kommunalen Beschäftigten 

 

Elke R. Holzrichter, Programmbereichsleiterin Personalmanagement bei der Kommunalen Ge-

meinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) und Uwe Sauerland, stellvertretender 

Vorsitzender der komba gewerkschaft nrw, führten durch die Diskussion.  

 

Um auf die Kommunen von Morgen zu schauen, weitete Elke Holzrichter erst einmal den Blick 

des Fachpublikums, indem sie die Zuhörer und Zuhörerinnen in die Welt des Zukunftsforschers 

Matthias Horx einführte. Der hatte im Jahr 2011 das Buch „Das Megatrend Prinzip“ veröffent-

licht und dargestellt, „wie die Welt von morgen entsteht“. 
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Als Megatrends, die die großen Veränderungen in der Gesellschaft markieren, werden im We-

sentlichen die Globalisierung, die Verschiebung der Altersstruktur, New Work, die 

Individualisierung oder die zunehmend wichtigere Rolle der Frauen genannt. Horx ermuntert 

seine Leser, dass diese Trends den Menschen keine Angst machen sollten. Im Gegenteil, er hält 

die heutigen Gesellschaften aufgrund ihrer Vielschichtigkeit und Vernetzung für robuster und viel 

eher in der Lage, neue Wege einzuschlagen. Da jeder Trend bereits die gegenteilige Richtung in 

sich trage, gibt es „Retrotrends“. Am Beispiel der Globalisierung ist das nach Horx die „Glokali-

sierung“, das ist der Trend, der die Gleichzeitigkeit von Weltbürger und Heimatsuchenden vereint. 

 

In den deutschen Kommunen sind diese Megatrends keine Unbekannten. Elke Holzrichter ver-

anschaulichte den Wandlungsprozess und die Trends im kommunalen Selbstverständnis allein 

anhand der Begrifflichkeit, die schon deutlich macht, was einmal war und wohin die Reise gehen 

wird: Von der Ordnungskommune und Behörde, über die Dienstleistungskommune á la Konzern 

Stadt hin zu der sich heute abzeichnenden Bürgerkommune mit einer „Netzwerkverwaltung“. 

 

Stichwort Diversität oder das Leben wird bunter. „Die neuen Alten machen nur das, was sie wol-

len, und zwar das, was Spaß macht“, stellte Holzrichter fest. Sichtwort Individualisierung. Die 

Frauen- und Männerrollen würden sich angleichen. Diese Veränderungen im gesellschaftlichen 

Bild ziehe ein verändertes Anforderungsprofil an Personal und Führungskräfte in den Verwaltun-

gen nach sich. Das beginne mit den Ausschreibungsverfahren, gehe über die Weiterbildung bis 

zum Thema „werteorientierte Führungsqualitäten“ und Sozialkompetenz.  
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Den Themenkomplex Diversität, Integration und Migration hob die KGSt-Programmbereichsleite-

rin auch an wesentlich prominentere Stelle als dieser in der Umfrage von Prof. Helmut Schneider 

gelistet wurde. Bisher, so Holzrichter, werde dieses Thema „nur als Mengenproblem und nicht 

als Potenzial gesehen“. Mit der anonymisierten Bewerbung könne vielleicht ein Weg beschritten 

werden, stellte Holzrichter zur Diskussion. Das Beispiel der Stadt Celle habe gezeigt, dass sich 

deutlich mehr Migranten bewerben würden. Hier gelte es in einem weiteren Schritt das Anforde-

rungsprofil zu prüfen. Wie würde es beispielsweise um den Bewerber aus Russland stehen, der 

zwar schlecht deutsch spreche, aber dessen kulturellen Hintergrund man innerhalb der Verwal-

tung sehr wohl integrieren könne. Schließlich ließen sich schlechte Deutschkenntnisse leicht 

nachschulen. Die Frage sollte lauten: „Was brauchen wir?“.  

 

Die Wortmeldungen aus dem Forum beschränkten sich auf Alltagserfahrungen. Hier ging es im 

Wesentlichen um die Punkte Auswahlverfahren der Bewerber, interne kontra externe Ausschrei-

bung und interne Qualifizierung. Eine Teilnehmerin beschrieb den Teufelskreis, auf externe 

Stellenausschreibungen keine passenden Bewerbungen zu bekommen. Ursächlich machte sie 

die „schlechtere Bezahlung“ dafür verantwortlich. In der Konsequenz werde intern weiter- und 

umgeschult, würden Führungskräfte nachgeschult. Allerdings sei schon heute die Arbeitsbelas-

tung auf der Abteilungsleiterebene zu hoch, so dass jede Teilnahme an einer Fortbildung überlegt 

sein wolle. 

 

Ein älterer Teilnehmer verglich Vergangenheit und Gegenwart für den Blick ins Zukünftige. In den 

zurückliegenden Jahren hätte es auch schon Wellenbewegungen gegeben, in den denen sich 

einmal mehr und einmal weniger Bewerber für den öffentlichen Dienst entschieden hätten. Heute 

müsse man sich allerdings vor Augen führen, dass schon rein rechnerisch der Nachwuchs gar 

nicht erst geboren werde, der sich irgendwann bewerben könnte. 2013 und auch in Zukunft sei 

diese Situation kein konjunkturelles Problem mehr, das sich aufhebe. Aussitzen lasse sich dieses 

Personalproblem erst recht nicht. 
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6 Ergänzende Informationen 

 

komba gewerkschaft, Berlin: 

Demographieorientierte Personalentwicklung in den Kommunen, 2013, herausgegeben von der 

komba gewerkschaft, Berlin, Bundesgeschäftsstelle, E-Mail: bund@komba.de, Internet: 

www.komba.de 

 

 

Informationsplattformen der Bertelsmann Stiftung, Gütersloh: 

 „Wegweiser Kommune“, Internet: www.wegweiser-kommune.de 

Demographie konkret, Internet: www.demographiekonkret.de 

Kommunale Finanzreports 2013: www.bertelsmannstiftung.de 

 

 

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt), Köln: 

KGSt-Bericht Nr. 2/2013: Portfoliomanagement kommunaler Immobilien, Gebäudebestände ziel-

gerichtet steuern und entwickeln 

KGSt-Report Nr. 3/2013: Rendite öffentlicher Investitionen – Anwendung der Methode Social Re-

turn on Investment (SROI) am Beispiel „Hilfen beim Umzug“ der Stadt Münster 

KGSt-Bericht Nr. 1/2009: Management des demographischen Wandels. Strategie und Organisa-

tion 

KGSt-Bericht Nr. 2/2010: Der Demographische Wandel in Kommunalverwaltungen. Strategische 

Ausrichtung und Handlungsansätze des Personalmanagements 

Internet: www.kgst.de 
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http://www.komba.de/
http://www.wegweiser-kommune.de/
http://www.demographiekonkret.de/
http://www.bertelsmannstiftung.de/
http://www.kgst.de/
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